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VERORDNUNG (EWG) Nr. 404/93 DES RATES

vom 13. Februar 1993

über die gemeinsame Marktorganisation für Bananen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft, insbesondere auf die Artikel 42 und 43,

gestützt auf das Protokoll über das Zollkontingent für die Einfuhr von
Bananen im Anhang des im Artikel 136 des Vertrages vorgesehenen
Durchführungsabkommens über die Assoziierung der überseeischen
Länder und Hoheitsgebiete mit der Gemeinschaft, insbesondere auf Ab-
satz 4,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Parallel zum Funktionieren und zu der Entwicklung des gemeinsamen
Marktes für landwirtschaftliche Erzeugnisse muß eine gemeinsame Ag-
rarpolitik definiert werden. Zu einer gemeinsamen Agrarpolitik gehören
insbesondere gemeinsame Marktorganisationen, die je nach Erzeugnis
unterschiedlich ausgestaltet sein können.

In den Bananen erzeugenden Mitgliedstaaten der Gemeinschaft gibt es
bis heute nationale Marktordnungen, die den Erzeugern den Absatz ihrer
Produktion auf dem Markt des betreffenden Mitgliedstaats sowie einen
die Produktionskosten deckenden Erlös sichern sollen. Diese nationalen
Marktordnungen sehen mengenmäßige Beschränkungen vor, die die
Verwirklichung eines einheitlichen Marktes für Bananen behindern. Ei-
nige der Mitgliedstaaten, die keine Bananen erzeugen, gewähren Bana-
nen aus den AKP-Staaten einen privilegierten Zugang zu ihrem Markt,
während andere eine liberalisierte Einfuhrregelung und ein Mitgliedstaat
sogar eine Präferenzregelung anwenden. Diese unterschiedlichen Regel-
ungen beeinträchtigen den freien Verkehr von Bananen innerhalb der
Gemeinschaft und die Durchführung einer gemeinsamen Regelung für
den Handel mit dritten Ländern. Im Hinblick auf die Vollendung des
Binnenmarktes ist es erforderlich, eine ausgewogene und flexible ge-
meinsame Marktorganisation für Bananen einzuführen, die an die Stelle
der verschiedenen nationalen Regelungen tritt.

Im Rahmen dieser gemeinsamen Marktorganisation soll es unter Ein-
haltung der Gemeinschaftspräferenz und der verschiedenen internationa-
len Verpflichtungen der Gemeinschaft möglich sein, Bananen aus der
Gemeinschaft und aus den AKP-Staaten, den traditionellen Bananenlie-
feranten der Gemeinschaft, zu Preisen auf dem Gemeinschaftsmarkt
abzusetzen, die sowohl den Erzeugern angemessene Erlöse gewährleis-
ten als auch für die Verbraucher angemessen sind, ohne jedoch die
Einfuhren von Bananen aus den anderen Bananen erzeugenden Drittlän-
dern zu behindern.

Um die Versorgung des Marktes mit Erzeugnissen gleichbleibender und
ausreichender Qualität unter Berücksichtigung der Besonderheiten und
der verschiedenen erzeugten Sorten zu ermöglichen und den Absatz der
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Gemeinschaftserzeugnisse zu gewinnbringenden Preisen zu gewährleis-
ten, die den Erzeugern einen angemessenen Erlös sichern, ist es ange-
zeigt, gemeinsame Qualitätsnormen für Bananen und gegebenenfalls
Vermarktungsnormen für Verarbeitungserzeugnisse aus Bananen festzu-
legen.

Zur Optimierung des Erlöses für in der Gemeinschaft erzeugte Bananen
sollte die Bildung von Erzeugerorganisationen insbesondere durch die
Gewährung einer Startbeihilfe gefördert werden. Damit diese ihre Rolle
bei der Konzentration des Angebots wirksam erfüllen können, müssen
sich ihre Mitglieder verpflichten, ihre gesamte Erzeugung über die Er-
zeugerorganisationen zu vermarkten. Außerdem sollte die Gründung
anderer Arten von Zusammenschlüssen gestattet sein, denen beispiels-
weise Erzeugerorganisationen und Vertreter der übrigen Handelsstufen
der Bananenwirtschaft angehören. Zu einem späteren Zeitpunkt sind
dann die Voraussetzungen festzulegen, unter denen diese für die ver-
schiedenen Wirtschaftstätigkeiten des Sektors repräsentativen Zusam-
menschlüsse Maßnahmen von gemeinsamem Interesse durchführen
und die von ihnen angewendeten Regeln auf örtlicher oder regionaler
Ebene auch für Nichtmitglieder verbindlich machen können. Diese Zu-
sammenschlüsse könnten außerdem anläßlich der Ausarbeitung der Pro-
gramme konsultiert werden und wichtige Funktionen bei der Verwirkli-
chung strukturpolitischer Maßnahmen im Rahmen der Marktorganisa-
tion erfüllen.

Die strukturellen Defizite, die die Wettbewerbsfähigkeit der Gemein-
schaftserzeugung beeinträchtigen, müssen verringert werden, um insbe-
sondere die Produktivität zu steigern. Hierzu müssen entsprechende
Programme in Zusammenarbeit zwischen der Kommission, den nationa-
len und den regionalen Stellen in den gemeinschaftlichen Förderkonzep-
ten für die einzelnen Erzeugungsgebiete festgelegt werden. An der Kon-
zipierung der Programmaßnahmen sollten die obengenannten Zusam-
menschlüsse von Marktbeteiligten der Bananenwirtschaft soweit wie
möglich beteiligt werden.

Durch die nationalen Marktordnungen konnten die Bananenerzeuger der
betreffenden Mitgliedstaaten bisher einen ausreichenden Erlös am Markt
erzielen, so daß eine kostendeckende Erzeugung möglich war. Bei der
Schaffung der gemeinsamen Marktorganisation dürfen die Erzeuger
nicht schlechter gestellt werden als bisher, und da sich das Preisniveau
auf diesen Märkten ändern dürfte, ist es angezeigt, eine Ausgleichsbei-
hilfe zu schaffen, die etwaige Erlöseinbußen infolge der Anwendung der
neuen Regelung abdeckt, und die EG-Erzeugung zu den Kosten zu
erhalten, die durch die besondere strukturelle Lage in den betreffenden
Gebieten verursacht werden. Dies sollte so lange geschehen, bis dank
entsprechender Maßnahmen eine Strukturanpassung stattgefunden hat.
Daher sollte die Beihilfe entsprechend der gestiegenen Produktivität
und der Entwicklung der verschiedenen Qualitäten angepaßt werden.

In bestimmten eng begrenzten Erzeugungsgebieten der Gemeinschaft, in
denen die Produktionsbedingungen für die Bananenerzeugung besonders
ungünstig, für den Anbau anderer pflanzlicher Erzeugnisse hingegen
viel günstiger sind, sollte die endgültige Aufgabe der Bananenerzeugung
durch die Gewährung einer entsprechenden Prämie gefördert werden.
Um die Kosten dieser Maßnahmen zu begrenzen, sollte die Rodung
so bald wie möglich erfolgen.

In einer jährlich zu erstellenden Bedarfsvorausschätzung sollen die vo-
raussichtliche EG-Erzeugung und der voraussichtliche Verbrauch ermit-
telt werden. Die Bedarfsvorausschätzung muß im Jahresverlauf geändert
werden können, wenn dies aufgrund besonderer Umstände, vor allem
klimatischer Art, erforderlich erscheint.

Damit eine zufriedenstellende Vermarktung der in der Gemeinschaft
geernteten Bananen sowie der Erzeugnisse mit Ursprung in den AKP-
Staaten im Rahmen der Vereinbarungen im Abkommen von Lomé unter
möglichst weitgehender Aufrechterhaltung der traditionellen Handels-
ströme erreicht werden kann, ist es angezeigt, die jährliche Eröffnung
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eines Zollkontingents vorzusehen. Im Rahmen dieses Kontingents unter-
liegen die Einfuhren von Bananen aus Drittländern einerseits einem Zoll
von 100 ECU pro Tonne, der dem derzeit geltenden Zollsatz entspricht,
für nicht herkömmliche Einfuhren von AKP-Bananen andererseits gilt
ein Zollsatz von Null gemäß den vorgenannten Abkommen. Es ist dafür
Sorge zu tragen, daß der Umfang des Zollkontingents an die in der
Bedarfsvorausschätzung ermittelten Änderungen der Gemeinschafts-
nachfrage angepaßt wird.

Auf Einfuhren außerhalb des Zollkontingents muß ein ausreichend ho-
her Zoll erhoben werden, damit der Absatz der Gemeinschaftserzeugung
sowie der der herkömmlichen AKP-Mengen unter annehmbaren Bedin-
gungen möglich ist.

Die herkömmlichen Einfuhren von AKP-Bananen erfolgen außerhalb
des Kontingents im Rahmen der herkömmlichen Mengen zum Nullsatz;
bei diesen Mengen werden besondere Investitionen berücksichtigt, die
bereits im Rahmen von Programmen zur Produktionssteigerung durch-
geführt wurden.

Zur Einhaltung der obengenannten Ziele unter gleichzeitiger Berück-
sichtigung der Besonderheiten der Vermarktung von Bananen muß die
Verwaltung des Zollkontingents so gestaltet werden, daß zwischen
Marktbeteiligten, die zuvor Drittlandsbananen und nichtherkömmliche
AKP-Bananen vermarktet haben, einerseits und Marktbeteiligten, die
zuvor Gemeinschaftsbananen und herkömmliche AKP-Bananen ver-
marktet haben, andererseits unterschieden wird und dabei gleichzeitig
den neuen Marktbeteiligten, die eine Geschäftstätigkeit in diesem Sektor
gerade erst aufgenommen haben oder aufnehmen werden, eine be-
stimmte Menge vorbehalten bleibt.

Um die derzeitigen Handelsverbindungen nicht zu stören und gleich-
zeitig eine gewisse Entwicklung der Vermarktungsstrukturen zu ermög-
lichen, muß die Ausstellung von Einfuhrbescheinigungen für jeden
Marktteilnehmer gesondert für jede der obengenannten Kategorien unter
Zugrundelegung der in den drei Vorjahren, für die statistische Angaben
verfügbar sind, durchschnittlich vermarkteten Menge Bananen erfolgen.

Bei der Annahme der zusätzlichen Kriterien, denen die Marktbeteiligten
genügen müssen, sollte sich die Kommission von dem Grundsatz leiten
lassen, daß Bescheinigungen natürlichen oder juristischen Personen ge-
währt werden sollten, die das kommerzielle Risiko bei der Vermarktung
der Bananen getragen haben, sowie die Notwendigkeit berücksichtigen,
eine Störung der normalen Geschäftsbeziehungen zwischen Personen,
die an unterschiedlichen Punkten in der Vermarktungskette tätig sind,
zu vermeiden.

In Anbetracht der Vermarktungsstrukturen müssen die Erfassung der
Marktbeteiligten und die Festlegung der vermarkteten Mengen, die als
Bezugsgröße für die Ausstellung der Bescheinigungen heranzuziehen
sind, von den Mitgliedstaaten nach den von der Kommission festge-
legten Verfahren und Kriterien durchgeführt werden.

Für die Überwachung der Einfuhren insbesondere im Rahmen des Zoll-
kontingents ist ein System von Einfuhrlizenzen und Sicherheitsleistun-
gen erforderlich.

Die Kommission muß die Möglichkeit haben, bei tatsächlichen oder
drohenden ernsten Marktstörungen, die eine Gefahr für die Ziele des
Artikels 39 des Vertrages bedeuten, geeignete Maßnahmen zu treffen.

Das Funktionieren der gemeinsamen Marktorganisation würde durch die
Gewährung bestimmter Beihilfen in Frage gestellt. Daher müssen die
Vertragsbestimmungen, aufgrund deren die von den Mitgliedstaaten ge-
währten einzelstaatlichen Beihilfen überprüft und mit dem Gemeinsa-
men Markt nicht zu vereinbarende Beihilfen untersagt werden können,
auch für den Bananensektor gelten.

Um die Durchführung der Bestimmungen der gemeinsamen Marktorga-
nisation zu erleichtern, ist ein Verfahren vorzusehen, das eine enge
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Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission im
Rahmen eines Verwaltungsausschusses gewährleistet.

Die gemeinsame Marktorganisation für Bananen muß den Zielen der
Artikel 39 und 110 des Vertrages gleichzeitig und in geeigneter Weise
Rechnung tragen.

Dadurch, daß die gemeinsame Marktorganisation mit Inkrafttreten dieser
Verordnung an die Stelle der verschiedenen nationalen Regelungen tritt,
könnten sich auf dem Binnenmarkt Störungen ergeben. Daher sollte die
Kommission ab 1. Juli 1993 die Möglichkeit haben, Übergangsmaßnah-
men zu treffen, um etwaige Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der
Durchführung der neuen Regelung beheben zu können.

Es ist angezeigt, den Bananensektor in den Geltungsbereich der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1319/85 des Rates vom 23. Mai 1985 zur Ver-
stärkung der Kontrollen der Anwendung der Gemeinschaftsregelung für
Obst und Gemüse (1) einzubeziehen, damit die Einhaltung der Qualitäts-
normen für Bananen im Rahmen dieser Verordnung kontrolliert werden
kann.

Von sozialer, wirtschaftlicher, kultureller und umweltpolitischer Bedeu-
tung ist der Bananenanbau in Regionen der Gemeinschaft wie den
französischen Überseedepartements, Madeira, den Azoren, der Algarve,
Kreta, Lakonien und den Kanarischen Inseln — Regionen, die durch
ihre Insellage, Abgelegenheit und rückständige Struktur geprägt sind,
wobei letztere in einigen Fällen noch durch die wirtschaftliche Abhän-
gigkeit vom Bananenanbau verschärft wird.

Es ist angezeigt, das Funktionieren dieser Regelung nach einem vor-
läufigen Anwendungszeitraum sowie vor Ende des zehnten Jahres nach
ihrem Inkrafttreten zu beurteilen, um zu prüfen, welche neue Regelung
nach diesem Zeitpunkt angewendet werden sollte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

▼M6

Artikel 1

(1) Es wird eine gemeinsame Marktorganisation für Bananen errich-
tet.

(2) Der gemeinsamen Marktorganisation für Bananen unterliegen fol-
gende Erzeugnisse:

KN-Code Warenbezeichnung

0803 00 19 Bananen, frisch, ohne Mehlbananen

ex 0803 00 90 Bananen, getrocknet, ohne Mehlbananen

ex 0812 95 90 Bananen, vorläufig haltbar gemacht

ex 0813 50 99 Mischungen von getrockneten Früchten mit Bananen

1106 30 10 Mehl, Grieß und Pulver von Bananen

ex 2006 00 99 Bananen, mit Zucker haltbar gemacht

ex 2007 10 99 Homogenisierte Zubereitungen aus Bananen

ex 2007 99 39
ex 2007 99 58
ex 2007 99 98

Konfitüren, Gelees, Marmeladen, Muse und Pasten aus Ba-
nanen

ex 2008 92 59
ex 2008 92 78

Mischungen mit Bananen, in anderer Weise zubereitet oder
haltbar gemacht

▼B
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KN-Code Warenbezeichnung

ex 2008 92 93e-
x 2008 92 98

ex 2008 99 49
ex 2008 99 68
ex 2008 99 99

Bananen, in anderer Weise zubereitet oder haltbar gemacht

ex 2009 80 35
ex 2009 80 38
ex 2009 80 79
ex 2009 80 86
ex 2009 80 89
ex 2009 80 99

Bananensaft

(3) Das Wirtschaftsjahr für Bananen beginnt am 1. Januar und endet
am 31. Dezember eines Jahres.

▼B

TITEL I

Qualitäts- und Vermarktungsnormen

Artikel 2

(1) Für Bananen, die im frischen Zustand an den Verbraucher abge-
geben werden sollen, werden, außer für Mehlbananen, Qualitätsnormen
festgelegt, die der Verschiedenartigkeit der erzeugten Sorten Rechnung
tragen.

(2) Vermarktungsnormen können auch für Verarbeitungserzeugnisse
aus Bananen festgelegt werden.

Artikel 3

(1) Außer in Ausnahmefällen, die von der Kommission nach dem
Verfahren des Artikels 27 festzulegen sind, können die Erzeugnisse,
für die gemeinsame Normen festgesetzt wurden, in der Gemeinschaft
nur vermarktet werden, wenn sie diesen Normen entsprechen.

(2) Zur Feststellung, ob die Erzeugnisse den Qualitätsnormen ent-
sprechen, führen die von den Mitgliedstaaten bezeichneten Stellen ent-
sprechende Kontrollen durch.

Artikel 4

Die Qualitäts- und Vermarktungsnormen, die Handelsstufen, auf denen
die Erzeugnisse diesen Normen entsprechen müssen, sowie die Maß-
nahmen, mit denen eine einheitliche Anwendung der in den Artikeln 2
und 3 vorgesehenen Maßnahmen, einschließlich der Maßnahmen in
bezug auf die Kontrollen, sichergestellt werden soll, werden nach dem
Verfahren des Artikels 27 erlassen.

▼M7
__________

▼M6
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TITEL IV

Regelung für den Handel mit dritten Ländern

▼M2

Artikel 15

(1) Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen dieser Verordnung
finden die Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs auf die in Artikel 1
Absatz 2 genannten Erzeugnisse Anwendung.

(2) Zur Vermeidung oder Behebung von Nachteilen, die sich aus der
Einfuhr bestimmter in Artikel 1 Absatz 2 genannter Erzeugnisse für den
Markt in der Gemeinschaft ergeben können, wird für die Einfuhr eines
oder mehrerer dieser Erzeugnisse zu dem im Gemeinsamen Zolltarif
vorgesehenen Zollsatz ein zusätzlicher Einfuhrzoll erhoben, wenn die
Bedingungen des Artikels 5 des Übereinkommens über die Landwirt-
schaft, das in Übereinstimmung mit Artikel 228 des Vertrags im Rah-
men der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde ge-
schlossen wurde, erfüllt sind, es sei denn, die Einfuhren können keine
Störung des Gemeinschaftsmarkts verursachen, oder die Auswirkungen
stehen in keinem Verhältnis zum angestrebten Ziel.

(3) Die Preise, deren Unterschreitung die Erhebung eines zusätzli-
chen Einfuhrzolls auslösen, werden der Welthandelsorganisation von
der Gemeinschaft übermittelt.

Die Mengen, deren Überschreitung die Erhebung eines zusätzlichen
Einfuhrzolls auslöst, werden insbesondere auf der Grundlage der Ein-
fuhren in die Gemeinschaft festgelegt, die in den drei Jahren vor dem
Jahr erfolgt sind, in dem die in Absatz 1 genannten Nachteile auftreten
oder aufzutreten drohen.

(4) Die zur Erhebung eines zusätzlichen Einfuhrzolls zu berücksich-
tigenden Einfuhrpreise werden anhand der cif-Einfuhrpreise der betref-
fenden Sendung bestimmt.

Die cif-Einfuhrpreise werden zu diesem Zweck unter Zugrundelegung
der repräsentativen Preise des betreffenden Erzeugnisses auf dem Welt-
markt oder auf dem gemeinschaftlichen Einfuhrmarkt überprüft.

(5) Die Kommission erläßt die Durchführungsbestimmungen zu die-
sem Artikel nach dem Verfahren des Artikels 27. Sie betreffen insbe-
sondere

a) die Erzeugnisse, auf die zusätzliche Einfuhrzölle gemäß Artikel 5 des
Übereinkommens über die Landwirtschaft erhoben werden;

b) die sonstigen Kriterien, die erforderlich sind, um sicherzustellen, daß
Absatz 1 im Einklang mit Artikel 5 des genannten Übereinkommens
angewandt wird.

▼M3 __________

▼M7 __________

▼B

TITEL V

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 21

(1) Außer im Fall anderslautender Bestimmungen dieser Verordnung
sind bei der Einfuhr von in Artikel 1 genannten Erzeugnissen verboten:

— die Erhebung von Abgaben mit gleicher Wirkung wie Zölle,
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— die Anwendung mengenmäßiger Beschränkungen oder Maßnahmen
gleicher Wirkung.

▼M7
__________

▼M2

Artikel 22

Die allgemeinen Regeln zur Auslegung der Kombinierten Nomenklatur
und die besonderen Regeln zu deren Anwendung finden auf die Ein-
reihung der Erzeugnisse Anwendung, die unter diese Verordnung fallen,
das Zolltarifschema, das sich aus der Anwendung dieser Verordnung
ergibt, wird in den Gemeinsamen Zolltarif übernommen.

Artikel 23

(1) Wird der Markt in der Gemeinschaft für eines oder mehrere der
in Artikel 1 genannten Erzeugnisse aufgrund der Einfuhren oder Aus-
fuhren ernstlichen Störungen ausgesetzt oder von ernstlichen Störungen
bedroht, die die Ziele des Artikels 39 des Vertrags gefährden, so können
im Handel mit dritten Ländern geeignete Maßnahmen angewandt wer-
den, bis die tatsächliche oder drohende Störung behoben ist.

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission nach dem Abstimmungs-
verfahren von Artikel 43 Absatz 2 des Vertrags die allgemeinen Durch-
führungsvorschriften zu diesem Absatz und legt fest, in welchen Fällen
und innerhalb welcher Grenzen die Mitgliedstaaten Sicherungsmaßnah-
men ergreifen können.

(2) Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, so beschließt die Kom-
mission auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von sich aus die erforder-
lichen Maßnahmen, die den Mitgliedstaaten mitgeteilt werden und un-
verzüglich anzuwenden sind. Ist die Kommission mit einem Antrag
eines Mitgliedstaats befaßt worden, so entscheidet sie hierüber innerhalb
von drei Arbeitstagen nach Eingang des Antrags.

(3) Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahme der Kommission binnen
einer Frist von drei Arbeitstagen nach dem Tag ihrer Mitteilung dem
Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er kann die be-
treffende Maßnahme mit qualifizierter Mehrheit ändern oder aufheben.

(4) Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel werden nach
dem Verfahren des Artikels 27 erlassen.

(5) Die Anwendung der Bestimmungen dieses Artikels erfolgt unter
Beachtung der Verpflichtungen aus den in Übereinstimmung mit Artikel
228 Absatz 2 des Vertrags geschlossenen internationalen Übereinkünf-
ten.

▼B

Artikel 24

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen dieser Verordnung finden
die Artikel 92, 93 und 94 des Vertrages auf die Erzeugung und Ver-
marktung der in Artikel 1 aufgeführten Erzeugnisse Anwendung.
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__________

▼M6 __________

Artikel 27

▼M7
(1) Die Kommission wird von dem in Artikel 46 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2200/96 genannten Verwaltungsausschuss für frisches
Obst und Gemüse unterstützt.

Verweise auf den Verwaltungsausschuss für Bananen gelten als Ver-
weise auf den in Unterabsatz 1 genannten Ausschuss.

▼M6
(2) Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so gelten die Artikel 4
und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG
wird auf einen Monat festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

▼B

Artikel 28

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die ihm der Vorsitzende
von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines Mitgliedstaats vorlegt.

▼M7

Artikel 29

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die Angaben, die sie
zur Durchführung dieser Verordnung benötigt.

Artikel 29a

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung werden nach
dem in Artikel 27 Absatz 2 genannten Verfahren erlassen.

__________

▼B

Artikel 33

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. Juli 1993.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmit-
telbar in jedem Mitgliedstaat.

▼M5
__________

▼M7
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